
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  
 

in dieser Woche haben wir 
im Deutschen Bundestag den 
Haushalt für das Jahr 2018 
beraten. Erneut ist es uns ge-
lungen einen ausgeglichenen 
Haushalt   vorzulegen,   der 

sogar noch Spielräume für weitere Investitionen 
bietet. Insgesamt steht Deutschland so gut da 
wie lange nicht. Die erneuten Steuermehrein-
nahmen verdanken wir der exzellenten Wirt-
schafts- und Beschäftigungslage in unserem 
Land. Dies ist nicht zuletzt das Ergebnis der 
guten Finanz- und Wirtschaftspolitik der uni-
onsgeführten Bundesregierung der vergangenen 
Jahre. Als Verkehrspolitiker freue ich mich ganz 
besonders, dass wir den Investitionshochlauf 
für die Verkehrsinfrastruktur in den nächsten 
Jahren verstetigen und die prioritären Maßnah-
men des Koalitionsvertrages umsetzen können. 
Dies habe ich als zuständiger Unions-
Berichterstatter für den Verkehrshaushalt stets 
gefordert und in meiner Plenarrede zum Ver-
kehrshaushalt am Dienstag deutlich zum Aus-
druck gebracht.  
Aber nicht nur auf Bundesebene sieht es gut 
aus. Auch die Haushaltslage von Ländern und 
Gemeinden mit Überschüssen in zweistelliger 
Milliardenhöhe entwickelt sich nach vielen 
Jahren leerer Kassen positiv. Dank der umfang-
reichen Finanzhilfen des Bundes, auch im 
Rahmen der länderfreundlichen Reform der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab 2020, sind 
die Länder nun wieder in der Lage, eigenver-
antwortlich ihre Aufgaben zu erfüllen. Ohne die 
vielfältigen Finanzhilfen des Bundes wäre diese 
Entwicklung nicht möglich gewesen! 
Diese und weitere Themen und Termine beglei-
teten meine Arbeit in dieser Woche in Berlin:  
 

• Austausch mit dem dänischen Botschafter 
Friis Arne Petersen und meinem Kollegen 
Gero Storjohann MdB zu verkehrspoliti-
schen Fragestellungen 

• Meinungsaustausch mit der Interessenge-
meinschaft der Schweinehalter Deutsch-
lands e.V. (ISN) 

• Gesprächskreis Landwirtschaft und ländli-
che Räume 

• Treffen der CDU-Bundestagsabgeordneten 
aus dem Münsterland 

• Gespräch mit Tim Brauckmüller, Geschäfts-
führer des Breitbandbüros des Bundes 

 
Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und ein erholsames 
Wochenende. 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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 Landesgruppe Nordrhein-Westfalen 

 

 www.cdu-landesgruppe-nrw.de  

Auch 2018 steht die schwarze Null 

Das Bundeskabinett hat in der vorletzten Woche die Eckwerte für die Haus-
haltsplanungen bis 2022 beschlossen. Nun berät der Bundestag über den 
Bundeshaushalt 2018 und den Finanzplan des Bundes bis 2021. Auch in 
den kommenden Jahren will man an einem Haushalt ohne neue Schulden 
festhalten. 

Der Haushaltsplan sieht Ausgaben und Einnahmen von 341 Milliarden Euro 
vor. Außerdem will der Bund im Haushaltsjahr 2018 keine Kredite zur De-
ckung von Ausgaben aufnehmen. Die "schwarze Null" bleibt also auch wei-
terhin bestehen. Dennoch kritisiert die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, dass SPD-Bundesfinanzminister Scholz in den Jahren 2021 und 
2022 deutlich weniger investieren will. Das müsse korrigiert werden, fordert 
die Unionsfraktion. Denn mit dem verabredeten Planungs- und Baube-
schleunigungsgesetz sollte eigentlich mehr Dynamik bei den Investitionen 
erreicht werden. Ein vereinfachtes Planungsrecht müsse deshalb weiterhin 
das Ziel bleiben. Auch bei anderen wichtigen Politikfeldern gibt es einzelne 
Kritikpunkte seitens der Union. In der Finanzplanung sind die höheren Zah-
lungen an die EU infolge des Brexits, für die Finanzminister Scholz bereits 
eine Zusage gegeben hat, noch nicht hinreichend abgebildet. Auch beim 
Abbau der kalten Progression muss verlässlich gerechnet werden. Es reicht 
nicht aus, bei diesen wichtigen Themen auf Sicht zu fahren. 

Bei den Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit und Verteidigung sind 
nur geringe Steigerungen vorgesehen. Die CDU/CSU sieht darin einen Wi-
derspruch zu den Vereinbarungen des Koalitionsvertrags und Deutschlands 
außen- und sicherheitspolitischen Interessen. Das im Koalitionsvertrag for-
mulierte Ziel, mehr Geld für Entwicklungszusammenarbeit und Verteidi-
gung zur Verfügung zu stellen, muss unbedingt umgesetzt werden. 

Dabei soll die neue Steuerschätzung berücksichtigt werden, wonach die 
Ausgabenspielräume des Bundes bis 2022 noch einmal um insgesamt 10,8 
Milliarden Euro auf 56,8 Milliarden Euro ansteigen werden. Da diese Schät-
zung bei Kabinettbeschluss noch nicht vorlag, kann und wird die CDU/CSU 
in unseren parlamentarischen Beratungen die Verwendung dieser Mittel 
nach klaren Prioritäten vornehmen: Abbau der kalten Progression, Investiti-
onen in Digitalisierung sowie Aufwuchs der Mittel für die Bundeswehr und 
Entwicklungshilfe. 

Mit den Finanzplanungen im Bereich „Bau, Wohnen und Stadtentwicklung“ 
ist die Union zufrieden. So stellt der Bund für die kommenden Jahre mehr 
Mittel für den Wohnungsbau zur Verfügung. Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt 
die vom Kabinett beschlossene Grundgesetzänderung zur Fortführung der 
sozialen Wohnraumförderung über das Jahr 2019 hinaus. Damit wird schnell 
das erste Vorhaben der im Koalitionsvertrag vereinbarten Wohnungsbauof-
fensive umgesetzt. Um das Ziel von 1,5 Millionen neuen Wohnungen in den 
nächsten Jahren zu erreichen, müssen jetzt schnell weitere Maßnahmen um-
gesetzt werden. Auch beim Thema Breitbandausbau wird weiterhin Tempo 
gemacht: Dafür stehen zusätzliche 1,15 Milliarden Euro zur Verfügung.  
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Brüsseler Treffen zum Iran-Abkommen zeigt Perspektiven auf 
Ziel bleibt Erhalt des Atom-Abkommens - Enge transatlantische Abstimmung weiterhin wichtig 
 

Die Abstimmungen zur Wahrung des Iran-Atom-Abkommens nach dem Rückzug der USA lau-
fen auf Hochtouren. Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt MdB: 

 
„Die Gespräche zwischen den E3 (Deutschland, Frankreich und dem Vereinigten Königreich) 
und dem Iran zeigen: Wir wollen gemeinsam das Atom-Abkommen aufrechterhalten. Wir Eu-
ropäer sind davon überzeugt, dass dieses Abkommen wichtig ist, dass es die regionale Sicher-
heit erhöht und die Gefahr eines nuklearen Aufrüstens am Persischen Golf senkt. 

Der Iran hat klargemacht, dass auch er sich weiter an das Abkommen halten wird. Die Inspekteure der Internationa-
len Atomenergiebehörde werden dies auch kontinuierlich überprüfen müssen. An den Kriterien wird es keine Ab-
striche geben. 
Wir Europäer werden die Voraussetzungen schaffen, Iran die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten zu geben, 
die es als Teil der Vereinbarung zugesagt bekommen hat. Es ist richtig, dass wir hierzu das gesamte Instrumentarium 
prüfen, das der EU zur Verfügung steht. Insbesondere werden wir unsere Bemühungen darauf konzentrieren müssen, 
den internationalen Zahlungsverkehr mit dem Iran aufrechtzuerhalten. In dieser Frage haben die Verhandlungsführer 
die volle Rückendeckung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 
 
Gleichwohl werden wir den engen transatlantischen Austausch weiter fortsetzen. Es ist nicht in unserem Interesse, 
über das Iran-Dossier weitere handelspolitische Konflikte zwischen den USA und der EU entstehen zu lassen. 
Wir haben immer gesagt, dass das Nuklearabkommen nur einen Bereich der iranischen Politik abdeckt, die wir auch 
an anderer Stelle sehr kritisch sehen. Die fortgesetzte ballistische Aufrüstung sowie die deutlich ausgeweiteten nega-
tiven regionalen Aktivitäten des Irans erfüllen uns mit großer Sorge. Die anhaltende Vernichtungsrhetorik gegenüber 
Israel ist nicht hinnehmbar. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird die Bemühungen mit Nachdruck unterstützen, auf diesen beiden drängenden 
Konfliktfeldern mit dem Iran Lösungen zu finden. Dieses Interesse teilen wir mit den Vereinigten Staaten. Deshalb 
werden wir auch hier die enge transatlantische Zusammenarbeit fortsetzen.“    Foto: Katja-Julia Fischer 

 
Haushalt schafft Grundlage für Wohnraumoffensive 
Start des Baukindergeldes und Fortsetzung der sozialen Wohnraumförderung im 
Entwurf vorgesehen 
 

Der Haushaltsentwurf sieht erste Grundlagen für unsere Wohnraumoffensive vor. Mit der 
Einführung des Baukindergeldes im Jahr 2018 setzt die Bundesregierung zügig ein Wahlver-
sprechen von CDU und CSU um.  
Das Baukindergeld wird vielen Familien helfen, schneller das eigene Heim, die eigene Woh-
nung zu bauen oder zu erwerben. Das Baukindergeld ist Familien- und Baupolitik aus einem 
Guss – für Stadt und Land gleichermaßen. 
 
Die Eigentumsbildung soll einen starken Beitrag zur Wohnraumversorgung in Deutschland 
leisten. Dafür müssen Bund, Länder und Gemeinden günstigere Rahmenbedingungen schaf-
fen. Der Bund wird vorlegen. Länder und Gemeinden sind aufgerufen, sich mit eigenen Maß-
nahmen an der besseren Unterstützung der Wohneigentumsschaffung zu beteiligen.  
Baulandmobilisierung und Grunderwerbsteuer sind offene Baustellen. Der geplante Woh-
nungsgipfel wird Gelegenheit geben, darüber ins Gespräch und zu Vereinbarungen zu kom-
men. 
 
Die Fortsetzung der sozialen Wohnraumförderung mit 1,5 Milliarden Euro im Jahr 2018 ist 
ebenso Teil unserer Wohnraumoffensive. Der Bund bleibt verlässlicher Partner beim sozialen 
Wohnungsbau. Für die Zeit ab 2020 jedoch müssen wir die Länder verpflichten, die Mittel 
ausschließlich zweckgebunden zu verwenden. Wir brauchen Lösungen, die einen vollständi-

gen Mitteleinsatz für zusätzlichen sozialen Wohnraum sicherstellen. 
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